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Jedes Jahr 10 Milliarden für die AHV
Eine Studie von Vorsorgeexperten schlägt vor, mit den Reserven der Schweizerischen Nationalbank einen Fonds zu Gunsten  
der Altersvorsorge zu gründen.

Rainer Rickenbach

BERN. Die Nationalbank hat enorme Devi-
senreserven, allein im vergangenen Monat 
Juli stiegen sie um 8 Milliarden Fran- 
ken. Zugleich fehlt es der AHV an Geld. 
Vorsorgeexperten glauben gemäss einer 
Studie, die beiden Herausforderungen 
miteinander zu einer Lösung verbinden zu 
können.

Die Nationalbank (SNB) hortet zurzeit 
Fremdwährungsreserven im Wert von 
767,9 Milliarden Franken – diese Rekord-
zahl gab die SNB gestern bekannt. Den 
grössten Teil davon erwarb sie an den inter-
nationalen Devisenmärkten, um den Fran-
ken nicht noch stärker werden zu lassen 
und Währungsspekulanten auflaufen zu 
lassen. Die ausländischen Devisen – zu ei-
nem grossen Teil Euro und US-Dollar – blä-
hen ihre Bilanz gefährlich auf.

Finanzieller Engpass droht
Die AHV wiederum sieht sich wegen des 

demografischen Wandels mit der grössten 
Herausforderung konfrontiert, seit es sie 
gibt. Die geburtenstarken Jahrgänge (1946 
bis 1964) sind bereits im Ruhestand oder 
stehen kurz vor ihrer Pensionierung. Es ist 
absehbar, dass zusehends weniger Bei-
tragszahler für die Rente immer mehr Pen-
sionierter aufkommen müssen. Das von 
den Stimmberechtigten im Mai gutgeheis-
sene Gesetz über die Steuerreform und die 
AHV-Finanzierung bringt der Rentenkasse 
zwar zusätzliche 2 Milliarden Franken pro 
Jahr. Doch die sind nicht mehr als ein 

Tropfen auf den heissen Stein. Schon in 
sechs Jahren gibt die grösste Sozialeinrich-
tung der Schweiz schon wieder mehr aus, 
als sie einnimmt.

500 Milliarden für die AHV-Renten
«Zur Sicherung der AHV braucht es mu-

tige Schritte und Massnahmen, die deut-
lich über die vorhandenen Vorschläge 
 hinausgehen», sagt der Vorsorgeexperte 
Fabian Thommen. Er ist Geschäftsführer 
der Martin Wechsler AG, eines Experten-
büros für berufliche Vorsorge in Aesch/BL. 
Thommen und Wechsler haben eine  Studie 
zur längerfristigen Finanzierung der ers-
ten Säule ausgearbeitet – und dabei die üb-
lichen Ansätze wie Lohnabzüge und Mehr-
wertsteuerprozente beiseitegeschoben.

Ihnen schwebt ein spezieller Fonds vor, 
der mit 500 Milliarden Franken aus den 
riesigen Devisenreserven der National-

bank geäufnet wird. Thommen: «Der Zins-
ertrag dieses Fonds kommt vollumfänglich 
der AHV zugute. Bei einer Rendite von zwei 
Prozent bringt das jährlich rund zehn Mil-
liarden Franken.»

Davon hätten sowohl die Nationalbank 
als auch die AHV etwas: Die Nationalbank 
wäre in der Lage, ihre Bilanz zu entlasten, 
ohne Gefahr zu laufen, den Franken aufzu-
werten. Zudem verschafft ihr die Verwen-
dung von 500 Milliarden Franken neuen 
geldpolitischen Spielraum an den interna-
tionalen Devisenmärkten. Für die AHV 
stellten die Fondserträge eine beträchtli-
che Einnahmequelle dar. In diesem Jahr 
hat die AHV Ausgaben in der Höhe von gut 
45 Milliarden zu bewältigen, in 20 Jahren 
dürften es gemäss Bundesamt für Statistik 
gegen 77 Milliarden Franken sein. Dank 
den Erträgen aus dem Fonds würden sich 
die Umlageergebnisse der AHV immerhin 

bis weit in die zweite Hälfte der 2030er-
Jahre im grünen Bereich bewegen. Thom-
men: «Die Schweiz würde aus ihrer starken 
Währung Profit ziehen und die AHV lang-
fristig sichern.»

SP und SVP mit gleicher Stossrichtung
Der Fonds selbst bleibt unangetastet, 

wird anders als seine Zinsen und Dividen-
den nicht in Franken gewechselt, sondern 
bleibt in ausländischen Devisen bestehen. 
So wäre er währungstechnisch neutral und 
treibt den Wert des Frankens nicht in die 
Höhe. Wem der Fonds gehört und wer über 
ihn verfügen darf, ist in der Studie nicht 
vorgespurt. «Das muss die Politik klären. 
Sicher müsste eine Rechtseinrichtung den 
Fonds verwalten. Ideal wäre die National-
bank», sagt Thommen. Er hat die Studie 
den Parteien zugestellt und wartet nun auf 
Reaktionen.

Anzunehmen ist, dass zumindest libe-
rale Kreise Kritik üben werden – denn die 
Unabhängigkeit der Nationalbank, ein ho-
hes Gut liberaler Politik, könnte als gefähr-
det angesehen werden.

Diskussionen um Nationalbankgeld für 
die AHV sind nicht neu. Vor zwölf Jahren 
flossen 7 Milliarden Franken aus den Gold-
verkäufen in die Rentenkasse der ersten 
Säule. Die SP wiederum brachte 2002 eine 
Initiative zur Abstimmung: «National-
bankgewinne für die AHV.» Das Volk 
lehnte sie mit 58 Prozent ab. Jüngst hat 
auch SVP-Nationalrat Thomas Matter ge-
fordert, überschüssige Mittel der SNB in 
die AHV zu leiten.

Bei den nächsten nationalen 
Wahlen dürften so viele Frauen 
kandidieren wie noch nie.  
Darauf deuten die ersten  
definitiven Listen hin.

Maja Briner

BERN. Der Frauenstreik, die Wahl von 
zwei Bundesrätinnen, die Me-Too-De-
batte: Der Druck auf die Parteien, mehr 
Frauen für die National- und Stände-
ratswahlen zu nominieren, ist in den 
vergangenen Monaten gestiegen. Das 
hat Folgen, wie sich nun zeigt. In den 
drei Kantonen, in denen die Parteien 
ihre Listen bereits einreichen mussten, 
ist der Frauenanteil bei den Kandidie-
renden gestiegen: in Bern von 37,4 auf 
42,1 Prozent, in Graubünden von 32,9 
auf 35,0 Prozent und im Aargau von 36,5 
auf 37,7 Prozent. Zum Vergleich: In den 
letzten zwei Jahrzehnten lag der Frau-
enanteil schweizweit bei rund 35 Pro-
zent. Der Anstieg ist umso bemerkens-
werter, als in den drei Kantonen mehr 
Personen kandidieren. In absoluten 
Zahlen ist der Anstieg daher noch deut-
licher: Zusammengezählt haben über 
150 Frauen mehr ihre Kandidatur ange-
meldet als vor vier Jahren.

«Der Schwung kommt zurück»
Die drei Kantone sind keine Einzel-

fälle. Die Frauenorganisation Alliance F 
hat alle Hauptlisten ausgewertet, die 
bisher vorliegen – auch jene, die noch 
nicht eingereicht worden sind. Co-Präsi-
dentin und GLP-Nationalrätin Kathrin 
Bertschy sagt: «Wir sehen einen Trend 
hin zu einem höheren Frauenanteil.»

In zahlreichen Kantonen zeichne sich 
ab, dass die Frauen auf den Hauptlisten 
die 40-Prozent-Marke knacken, dar-
unter etwa in den beiden Basel, in Lu-
zern, Thurgau und Waadt. «Das zeigt: 
Wenn man wirklich will und rechtzeitig 
Aufbauarbeit leistet, dann geht es», sagt 
Bertschy. Alliance F hatte vergangenen 
Herbst zusammen mit Operation Libero 
die Kampagne «Helvetia ruft» lanciert, 
um Druck für eine bessere Vertretung 
der Frauen in der Politik zu machen.

Bei den letzten nationalen Wahlen 
2015 war die Bilanz zwiespältig ausge-
fallen. Der Frauenanteil im Nationalrat 
stieg auf 32 Prozent, im Ständerat sank 
er hingegen auf 15 Prozent. Der Polito-
loge Werner Seitz schrieb dazu: Der 
Schwung, mit dem die Frauen vor allem 
in den Neunzigerjahren Einsitz in die 
politischen Institutionen genommen 
hätten, sei abgeflaut. Das hat sich inzwi-
schen geändert. Die Eidgenössische 
Kommission für Frauenfragen hat be-
reits im März vor einem Jahr die Kampa-
gne «halbe-halbe» für mehr Frauen in 
der Politik lanciert und dafür auch Ge-
spräche mit den Parteispitzen geführt. 
«Wir haben gespürt, dass die Parteien 
sich bewusst sind, dass bei diesem 
Thema etwas gehen muss», sagt die Prä-
sidentin der Eidgenössischen Kommis-
sion für Frauenfragen, Yvonne Schärli. 
Die Bereitschaft sei vorhanden, den 
Frauenanteil zu erhöhen. Dass in Bern, 

Aargau und Graubünden nun mehr 
Frauen kandidieren, freut Schärli. «Das 
ist ganz grundsätzlich ein Erfolg», sagt 
sie. «Der Schwung kommt zurück.» Die 
Kampagne «Helvetia ruft», der Frauen-
streik, die Me-Too-Debatte – all das habe 
dazu beigetragen, den Druck auf die Par-
teien zu erhöhen, sagt Schärli. Wichtig 
sei auch die Bundesrätinnenwahl gewe-
sen: «Dass die CVP zwei Frauen portiert 
hat, war eine klare Botschaft», sagt 
Schärli. Die CVP hatte vergangenen De-
zember Viola Amherd und Heidi Z’grag-
gen ins Rennen geschickt. Gewählt wur-
den schliesslich mit Karin Keller-Sutter 
(FDP) und Amherd zwei Bundesrätin-
nen – zum ersten Mal in der Geschichte.

Die Eidgenössische Kommission für 
Frauenfragen und Alliance F wollen die 
Listen indes noch genauer unter die 
Lupe nehmen. Denn: Wie gross die 
Chancen der Kandidatinnen sind, ge-
wählt zu werden, hängt auch davon ab, 

auf welchen Listenplätzen sie kandidie-
ren – und ob bisherige Nationalräte oder 
andere Schwergewichte ihnen vor der 
Sonne stehen. Trotz der vielen Kandida-
tinnen: Grosse Sprünge beim Frauenan-
teil erwartet Bertschy nicht: «Es werden 
kleine Schritte sein», sagt sie. Ein Erfolg 
wäre aus ihrer Sicht, wenn unter den 
Neugewählten im Nationalrat der Frau-
enanteil 50 Prozent betragen würde.

Als «verheerend» bezeichnet Bertschy 
die Ausgangslage im Ständerat, wo ak-
tuell nur sechs Frauen sitzen. Es sei da-
her sehr erfreulich, dass viele Frauen 
kandidieren. Von einem ausgegliche-
nen Geschlechterverhältnis sei man 
aber sehr weit entfernt. «Wir können 
uns noch lange nicht ausruhen», sagt 
die Co-Präsidentin von Alliance F. In 
den nächsten zwanzig Jahren müsse 
man weiterhin darauf pochen, dass 
mehr Frauen kandidieren – und zwar 
auf chancenreichen Plätzen.

Die Frauen drängen ins Bundeshaus

Hat den Druck auf die Kantone und Parteien erhöht, mehr Frauen für Bundesbern zu nominieren: Der Frauenstreik.  BILD KEY

Schweizer Armee 
erprobt neue  
Flugabwehrsysteme

BERN. Die Schweizer Armee sucht ein 
neues bodengestütztes Fliegerab-
wehrsystem, das künftig mit den 
ebenfalls neuen Kampfflugzeugen 
funktionieren soll. Zwei ausländi-
sche Hersteller ringen um den Mil-
liardenauftrag. 

Nun beginnt die heisse Erpro-
bungsphase. Ab übernächster Woche 
testen Vertreter der Armee und des 
Bundesamts für Rüstung (Arma-
suisse) im zugerischen Menzingen 
das Raketensystem Patriot des US-
Herstellers Raytheon und die mit As-
ter-Raketen bestückte SAMP/T-Platt- 
form von Eurosam aus Frankreich. 
Beide bieten moderne Systeme an 
zur bodengestützten Luftverteidi-
gung grösserer Reichweite, genannt 
Bodluv. Verschiedene Sensoren sol-
len dabei einerseits Nachrichten aus 
dem Luftraum beschaffen. Anderer-
seits sollen die Systeme die Bevölke-
rung und die Armee vor Angriffen 
von Marschflugkörpern, Drohnen, 
Lenkwaffen und Kampfjets schüt-
zen. Seit 1999 besteht bei grösserer 
Reichweite eine Lücke in der Schwei-
zer Luftverteidigung. Um diese zu 
schliessen, sollen Bodluv und die 
neuen Kampfjets künftig zeitgleich 
wirken, wie verschiedene Fachspe-
zialisten des Eidgenössischen De-
partements für Verteidigung, Bevöl-
kerungsschutz und Sport (VBS) ges-
tern vor den Bundeshausmedien in 
Bern ausführten. 

«Bodluv soll die Flugzeuge entlas-
ten, sodass diese in erhöhter Bereit-
schaft am Boden bereitstehen kön-
nen», sagte Berufsmilitär Marco For-
rer. Die Luftabwehrraketen sind wie 
die Beschaffung neuer Kampfjets  
Teil des Programms «Air2030». Die 
Kampfjets sollen maximal sechs Mil-
liarden Franken kosten, für Bodluv 
stehen maximal zwei Milliarden 
Franken zur Verfügung. Zu Bodluv 
wird sich das Volk nicht äussern kön-
nen. Trotzdem würden die neuen 
Systeme genauso systematisch eva-
luiert. (sda)

Höheres Rentenalter bietet keinen Ausweg
Die oft beschworene Erhöhung des 
Rentenalters würde der AHV wohl 
nicht aus der Patsche helfen. Denn 
vor allem viele Gutverdienenden 
zahlen ab 58 Jahren keine oder we-
niger Beiträge, weil sie sich einen 
vorzeitigen Ruhestand leisten kön-
nen. Das geht aus der Neurenten-
statistik des Bundesamtes für Sta-
tistik hervor. Wer hingegen wenig 
verdient, muss durchhalten, zahlt 

real aber tiefere Beiträge. «Wer es 
sich leisten kann, geht vorzeitig in 
Rente», sagt Vorsorgefachmann 
 Fabian Thommen, Geschäftsführer 
der Martin Wechsler AG, auf An-
frage. 

Sparsummen entscheiden
Ein Blick auf die Pensionskassen-

renten stützt seine Aussage: Ein 
60-jähriger Neurentner erhält aus 

der zweiten Säule im Durchschnitt 
4000 Franken im Monat, ein 65-jäh-
riger trotz mehr Arbeitsjahren hin-
gegen nur knapp 2300 Franken.

Ursache für diese Verzerrung sind 
die höheren Sparsummen, die Gut-
verdiener in kürzerer Zeit als die we-
niger gut Verdienenden aufbauen 
konnten. Sie wiegen den bei der 
Frühpensionierung geltenden tiefe-
ren Umwandlungssatz auf. (rr) ■

«Zur Sicherung 
der AHV braucht 
es mutige Schritte 
und Massnahmen, 
die deutlich über 
die vorhandenen 
Vorschläge 
 hinausgehen.»
Fabian Thommen 
Vorsorgeexperte
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